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Il-~ :tU" 5' der Beilagen zu den 5tcnobraphischen Protokollen des Nationalrates 

DER BUNDESMINISTER FÜR FINANZEN 

Zl. 6931-Pro2/1972 
_~9"'9 / A. 8. 
zu 91, q!J. 
Priis. ar,; ,.1.8. Jan.J973 

An die 
Kanzlei des Präsidenten 
des Nationalrates 

Parlament 
Wie n 1., 

Auf die .Anfrage der Abgeordneten Hahn und Genossen vom 

22.Nov o 1972, Nro 929/J, betreffend Ausgaben für Werbung und 
Öffentlichl::.ei tsarbei t der Bundesregierung, beehre ich mich 
m.itzuteilen: 

~ 1).: 
Im Jahre 1970 wurde ein Betrag von 2,898.994 S, der beim An­
satz 1/50001 für Zwecke der Öffentlichkeitsarbeit veranschlagt 

ge"wesen VJa.I', im vlege des 'l .. Budgetüberschreibungsgesetzes 1970 
dem Fonds zur Förderung der wissenschaftlichen Forschung beim 

Ansatz 1/12146 zur Verfügung gestellt& 

-.". -" .1-·'t' k '+: d F' t '.1-' .... '!o~ne v,erDe va 19 '_el '" es lnanzressor s lS \.I lm Jahre 1973 
nicht beabsich:bigt, so daß auch hiefür nichts budgetiert • .1-

lS 1.1. 

Heben dem bei Punkt LI· aufgezeigten Aufwand ist im Jahre 1973 
ein besonderer Zweckaufwand für Öffentlichkeitsarbeit nicht 

vorgesehen .. Sollte sich \lJährend des Jahres ein entsprechender 
Bedarf ergeben, müßte vorerst die Finanzierung geklärt werden." 

Zu 42.:.. 
Für Presse- und Öffentlicr~~eitsarbeit sind im Bundesministerium 

für ]'inanzen z1'Jei Personen tätig, Ul1.d zwar 
ein Bundesbeamter auf einem im BKA-Blh~despressedienst 
systemisierter~Dienstposten, 

ein Hedaktieur, dessen Bezüge im Wege eines Arbei tsleihver­
trages vom E1L~desministerium für Finanzen getragen werden. 
Für Letzteren ist ein Dienstposten des Bundesministeriums 
für J?inanzen gebund.en .. 

e/. 

919/AB XIII. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original) 1 von 3

www.parlament.gv.at



- 2 -

Zu. 22.: 

,. 
\ 
t' 

Zu diesem Punkt der Anfrage 1-lird nachstehend eine gutächtliche 
ÄUßerung des V~rfass-~sdienstes im Bundeskanzleramt zur Kennt­
nis gebracht: 

tlGemäß Art.52 Abs.1 B-VG sind der Nationalrat 'U...'».d der Bundesra-t; 
befugt, die Geschäftsführung der Bundesregierung zu überprüfen, 
deren I'li tglieder über alle Gegenstände der Vollziehung zu be­
fragen Ulld alle einschlägigen Auskünfte zu verlangen sowie 
ihren \rlünschen über die Ausübung der Vollziehung in Entschlies­
sungen Ausdruck zu geben~ Gemäß Arto52 Abso2B-VG ist jedes 
I1i tglied des Nationalrates und des Bundesrates befugt, in den 
Sitzungen des Natiönalrates oder des Bundesrates kurze münd­
liche Anfragen äh die Mitglieder der Bundesregierung zu rich­
ten. Die nähere Regelung hinsichtlich des Fragerechtes wird 
gemäß Art.52 Abs.3 B-VG durch das Bundesgesetz, betreffend 
die Geschäftsordnung des Nationalrates, sowie durch die Ge­
schäftsordnun.g des Bundesrates getroff'eno 

Das Pragerecht ist eine~ der Kontrollmittel, durch die der 
Nationalrat und der Bundesrat an der Vcllziehung des Bundes 
mitwirken. Solche Kontrollmittel müssen in einer auf dem Grund­
satz der Gevlaltentrennung beruhenden Verfassungsordnung als 
Fall der Gewaltenverbindung qualifiziert und daher streng aus­
gelegt vJerden (vgl. das grundlegende Erkenntnis des Verfas-' 
sungsgerichtshofes, Slg.Nro 1454/1932). 

Grundsätzlich wird man nicht behaupten können, es sei im Rah­
men einer parlamentarischen Anfrage überhaupt unzulässig, nach 
einer Bereitschaft des befragten Mitgliedes der Bundesregierung 
zu einem bestimmten Verhalten zu" fragen. Es muß sich aber um 
einen Gegenstand der Vollziehung und zudem um die Bereitschaft 
zu einem Verhalten handeln, das nicht seinerseits eine nicht 
in der Bundesverfassung typisierte Form des Kontrollrechtes 
des Nationalrates oder des Bundesrates bedingt. 

Wird nun eine Frage des eingangs zitierten Inhaltes gestellt, 
so impliziert eine positive Antwort nicht nur die Bereitschaft 
des befragten Bundesministers, Einblick in Unterlagen zu ge­
\'I7ä.hren, sondern es wird auch die Möglichkeit geschaffen,daß 

919/AB XIII. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original)2 von 3

www.parlament.gv.at



" 
" . 

- , -

die anfragenden Abgeordneten Einsicht in Unterlagen nehmen und 

dami teine Kontrollfunktion a~l.süben. Eine derartige Kontroll­
funktion ist aber im B-VG nL~ht unmittelbar vorgesehen. Ge"üß 
kan..ll der Nationalrat eine ~~u.m. gleichen Ergebnis führende Kon­
trollfunktion durch Ertej_lung eines Auftrages an den Rechnungs­
hof oder durch Einsetzu~g eines Untersuchungsausschusses (Art. 
53 B-VG) ausüben, docb ist die Ausübung dieser Kontrollfunktion 
eben an bestimmte Formerforderniss.e gebunden. 

Das Bundeskrulzleramt-Verfassungsdienst hält es nicht für zulässig, 
diese strengen Formerfordernisse dadurch auszuschalten, daß nach 
der Bereitschaft eines Bundesministers gefragt wird, Einsicht 
in Unterlagen zu gewähren. Diese formale Auslegung der Kontroll­
befugnisse des Natiionalrates ist eine notwendige Konsequenz aus 
dem eingangs bereits hervorgehobenen Umstand, daß seine Kontroll­
befugnisse gegenüber der Vollziehung streng auszulegen sind. 

Sofern ein Bundesminister gleichwohl eine Bereitschaft des in 
Rede stehenden Inhaltes aussprechen sollte, wird damit der Rahmen 
des parlamentarischen I\ontrollrechtes überschritten. Gleichwohl 
dürfte die Ge1;vährung einer solchen Einsicht an anfragende Abge­
ordnete nicht unzulässig sein, sofern ihr nicht das Gebot der 
Amtsverschwiegenheit (Art. 20 Abs. 2 B-VG) entgegensteht.'Aber 
nicht deshalb, ,,,,eil die Einsichtnahme Ausfluß des parlamentarischen 
Kontrollrechtes wäre, sondern weil eine solche Einsichtnahme auch 
anderen Personen gewährt werden könnte, sofern eben nicht das 

Gebot zur vlahrung der .Amtsverschwiegenhei t besteht. 

Schließlich sei ergänzend bemerkt, daß es dem anfragenden Ab­
geordneten im Rahmen seines Fragerechtes olLlle Zweifel zusteht, 
die Bekanntgabe des \.J'ortlautes von Aktenunterlagen zu verlangen. 
Das \fIesen des Fragerechtes gebietet es allerdings, daß diese Be-

'kanntgabe Inhalt (und somit formeller Bestandteil) der vom be­
fragten Bundesminister erteilten Ant'\Alort zu sein hat. 11 
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